„Die Weltunordnung von Ökonomie und Krieg“

Von den gesellschaftlichen Verwerfungen der neoliberalen Globalisierung zu den weltumspannenden politischen Ansätzen jenseits des Casinokapitalismus

Nachlese der Schlaininger Sommerakademie 2005

Von Thomas Roithner
 und Susanne Fischer

Politische Instabilität oder gar Krieg – in welchem Zusammenhang stehen diese Phänomene zu ökonomischen Entwicklungen und ökonomischen Rahmenbedingungen? In welcher Weise begünstigen sich Ökonomie und Krieg und unter welchen Bedingungen ist es andererseits möglich, dass Ökonomie Frieden – im Sinne eines erweiterten Friedensbegriffs – fördert und nicht konterkariert?

Diesen Fragen widmete sich die 22. Sommerakademie des ÖSFK vom 10. – 15. Juli 2005 in Stadtschlaining.
 Rund 450 TeilnehmerInnen zog es dieses Jahr ins südliche Burgenland. Damit hat die Anzahl der TeilnehnmerInnen nicht nur alle Erwartungen übertroffen und alle Rekorde gebrochen, sondern es wurde offensichtlich, wie sehr diese Themen den ÖsterreicherInnen, aber auch den BesucherInnen aus der Schweiz, Deutschland und Ungarn, unter den Nägeln brennen. Das Publikum, das diese Fragen im Rahmen von Vorträgen, Workshops und Podiumsdiskussionen erörterte, deckte auch in diesem Jahr ein außerordentlich breites Spektrum an ökonomischen, bildungspolitischen, entwicklungspolitischen, gewerkschaftlichen, ökologischen, militärischen und religiösen Zugängen aus Wissenschaft und Politik ab. Neben der thematischen Vielfalt des TeilnehmerInnenfeldes fiel auch dieses Jahr das große Interesse junger Menschen ins Auge. Es wurde einmal mehr sichtbar, dass die Fragen von Frieden, Krieg und Konfliktlösung alle Generationen bewegen. Vor diesem Hintergrund wurde die Sommerakademie wiederholt von Hörfunk, Printmedien sowie TV für die aktuelle politische Debatte und zur Berichterstattung aufgegriffen.

In der Begrüßung kam Gerald Mader, Präsident des ÖSFK, direkt auf die zentralen Fragen, denen sich die 22. Sommerakademie verschrieben hatte, zu sprechen. Mader erörtere die Bedeutung von Freiheit und Verantwortung angesichts der bestehenden politischen und ökonomischen Entwicklungen der Gegenwart. In diesem Kontext könne Freiheit „nicht Freiheit von allem“ bedeuten, so Mader. Freiheit sei vielmehr an Verantwortung und an verantwortliches Handeln gekoppelt. Eine zentrale Rolle komme hierbei der Politik und den gewählten VertreterInnen zu. PolitikerInnen würden in dem Vertrauen gewählt, dass sie angesichts der globalen Entwicklungen nachhaltige Entscheidungen treffen. Um dieser „Ethik des Vertrauens“ gerecht zu werden, müsse Politik verantwortlich entscheiden und dürfe vor schwierigen Aufgaben nicht kapitulieren. Hans Niessl, Burgenländischer Landeshauptmann, hob vor diesem Hintergrund die erfolgreiche Kooperation des Bundeslandes mit dem ÖSFK hervor. „Friede ist das meiste Stück der Vernunft“, so Niessl, und daher ist das diesjährige Thema der Sommerakademie von zentraler Bedeutung.

Das Bild, das der Stifter des Alternativen Nobelpreises, Jakob von Uexküll, in seinem Festvortrag der Sommerakademie 2005 skizzierte, ließ keinen Raum für Beschönigung der Situation: „Das Ausmaß der Bedrohungen für die Zukunft der Menschen hat auch die Einschätzungen der radikalsten Experten noch übertroffen […] Es ist einzigartig, dass eine Gesellschaft wählt, sich selbst zu zerstören.“ Einer „Weltanschauung globaler Verantwortungslosigkeit“, die eine wesentliche Ursache für diese Entwicklung ist, will der von Jakob von Uexküll ins Leben gerufene Weltzukunftsrat begegnen. Von Uexküll legte dar, wie angesichts der Tatsache, dass „normale Menschen keine Rebellen [sind]“, auf politische Entscheidungen aktiv eingewirkt werden könne. Im Rahmen der Institution eines ‚World Future Council’ würden aktuelle Fragen, beispielsweise welches Wirtschaftssystem sich eine Gesellschaft kulturell, sozial, ökologisch und menschlich leisten könne, von VertreterInnen unterschiedlicher gesellschaftlicher Bereiche aus unterschiedlichen Ländern und Kulturen in einem prominenten Rahmen diskutiert und die Ergebnisse an politische EntscheidungsträgerInnen weiter getragen. Der Fokus des Weltzukunftsrats liegt nach Uexküll vor allem darauf, auf die Umsetzung von Lösungsansätzen zu drängen, um das Verharren politischer Akteure auf der Diskussions- und Deklarationsebene zu beenden. 

Anhand der Analyse historischer politischer Ereignisse verdeutlichte der österreichische Bundespräsident Heinz Fischer, der im Rahmen des Eröffnungsvortrages in Stadtschlaining zu dem Thema ‚Weltordnung versus Weltunordnung’ sprach, dass „Gefahren vielfach intensiver als Chancen“ wahrgenommen würden. „Krieg ist für mich ein Übel per se“, so Fischer. Allerdings sei die Nachkriegsordnung auch von Friedensbemühungen, exemplifizierbar an der Gründung der Vereinten Nationen, gekennzeichnet gewesen. Dem Moment, „Zukunft nicht nur unter dem Aspekt der Gefahren, sondern auch unter dem Gesichtpunkt der Chancen zu sehen“, komme große Bedeutung zu. Dies lege die Grundlage für die Möglichkeit der aktiven und konstruktiven Mitgestaltung politischer Prozesse sowohl durch PolitikerInnen, als auch Bürgerinnen und Bürger. Hier sah Fischer die Chance, Welt(un)ordnung und damit einhergehenden politischen Prozessen – beispielsweise der EU-Integration – positiv und gestalterisch zu begegnen. Bundespräsident Fischer schloss seinen Vortrag mit einem Appell: „Österreich ist ein Land, das aufgrund seiner verfassungsrechtlichen Lage und aufgrund seiner Geschichte legitimiert ist, über solche Dinge nachzudenken. Schlaining ist ein Ort, wo man solche Gedanken auch in Worte fassen kann und soll. Ich versuche es und lege Ihnen das Projekt des internationalen Rechtsstaates als Friedensprojekt und als Projekt zur Bekämpfung der internationalen Unordnung ans Herz.“

Die Ökonomie und die neuen Kriege
Am zweiten Tag der Sommerakademie wurden unter anderem die Probleme, die aus der Interdependenz von wirtschaftlichem Wachstum und der Ausbeutung fossiler Brennstoffe erwachsen, in den Blick genommen. Die industrielle Revolution, der heute existierende Kapitalismus und der Glaube an stetiges wirtschaftliches Wachstum basieren auf der Annahme der Unerschöpflichkeit der fossilen Brennstoffe. Ein zentraler Denkfehler, denn „die Erde ist kein Füllhorn“ – so Elmar Altvater von der Freien Universität Berlin. Altvater konzedierte, dass eine zentrale zukünftige Herausforderung darin läge, alternative Energien nutzbar zu machen. Doch für diesen Wandel in der Nutzung von Energien bedürfe es nicht nur verantwortlich handelnder PolitikerInnen, sondern auch dem Einsatz der BürgerInnen. Schließlich spiele bei der Nutzung alternativer Energien neben der hinreichenden Effizienz insbesondere auch die Suffizienz eine wesentliche Rolle. Dies bedeute, dass „nicht nur individuelles Verhalten, sondern gesamtgesellschaftliches Verhalten (…) umstrukturiert und angepasst werden [muss], um modern mit alternativen Energien zu leben.“

Die Probleme, die die ökonomische Globalisierung nach sich zieht, zeigte Peter Lock von der European Association for Research on Transformation (EART) auf. Im Schatten der Globalisierung wachse die Anzahl der Menschen, die in der Informalität leben müssen dramatisch an: „Ungefähr 4 Milliarden Menschen leben nach Statistiken der International Labour Organization (ILO) in der Informalität“, so Lock. Schutzpatron für diese Menschen sei vielfach ein krimineller Gewaltakteur und Staatlichkeit sei für den in der Informalität lebenden Anteil der Bevölkerung gleichsam nicht vorhanden. Diese, von Lock als Schatten-Globalisierung bezeichnete Entwicklung, bewirke neben der Polarisierung der Gesellschaft eine Blockade des Normentransfers innerhalb der betreffenden Gesellschaft.

Die sich am Abend anschließende Podiumsdiskussion zum Thema „Der militärisch-industrielle Komplex in der EU: Eurofighter, Airbus, Galileo und der Beitrag Österreichs“ bestritten unter der Moderation von Wolfgang Machreich, Journalist bei der Furche, Thomas Pankratz von der Universität Wien, Gerald Oberansmayr von der Werkstatt Frieden und Solidarität, Werner Ruf von der Universität Kassel und Friedrich Korkisch (Wissenschaftskommission des BMLV). Insbesondere die unterschiedliche Bewertung der aktuellen Entwicklungen der ESVP zeigte die Differenzen in den Perspektiven, die die Diskutanten an das Thema herantrugen. Während Pankratz vor allem die bisher noch nicht ausgereifte Akteursqualität der ESVP beschrieb und Korkisch auf die schlechte militärische Ausstattung – insbesondere im Vergleich zu den USA – hinwies, war die ESVP nach Oberansmayr bereits viel zu weit auf dem Weg der Verbesserung der Rüstungsqualitäten gegangen und auch nach Ruf hatten bereits weit gehende Integrationsprozesse statt gefunden. Dass die Notwendigkeit des aktiven Engagements der Bevölkerung zur Gestaltung von Politik auch für die Entwicklungen der Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik Gültigkeit besitzt, wurde in dieser Diskussion besonders deutlich. Auch wenn sich die Interessen der Akteure im militärischen Sektor offensichtlich abzeichnen, entscheiden letztendlich gewählte PolitikerInnen über den Fortgang der militärischen Integration im Rahmen der ESVP, über die Höhe der Militärausgaben eines Landes oder darüber, ob ein Krieg geführt wird oder nicht. Somit liegt der zentrale Ausgangspunkt für eine auf Frieden und Abrüstung zielende Politik eines Landes wiederum in der aktiven Beeinflussung der Politik durch das Engagement der BürgerInnen.

Ökonomie, Militär und die Beziehungen zwischen Nord und Süd

Der Fokus des Vortrages von Birgit Mahnkopf, Professorin für Europäische Gesellschaftspolitik an der Fachhochschule für Wirtschaft in Berlin, lag auf dem Verhältnis von Handel und Entwicklung. Auf den ersten Blick ist Handel, so Mahnkopf, „nicht nur eine Alternative zu Krieg, sondern auch ein Weg zu mehr Freiheit und Menschenrechten“. Auf dem zweiten Blick seien diese positiven Effekte des Handels jedoch darauf angewiesen, dass die Handelsstrukturen eine spezielle Verfasstheit aufwiesen. Hier zitierte Mahnkopf eine Studie von Chang Ho-Jong von der London School of Economics (LSE), in der festgestellt worden war, dass „die Länder [westlichen Industrieländer, Ergänzung d. Verf.] mit genau den wirtschaftspolitischen Instrumenten reicher und entwickelter wurden, die sie den so gennanten Entwicklungsländern vorenthalten“. Hierunter sind nach Mahnkopf hohe Zölle, protektionistische Maßnahmen im Rahmen der Industriepolitik, Exportsubventionen und fehlender Patentschutz zu rechnen. Die Schlussfolgerungen hieraus liegen nach Mahnkopf auf der Hand: „Die internationale Handelspolitik ist nicht dazu angetan, bestehende Asymmetrien zu beseitigen.“ Zentral sei also die Frage danach, welche Akteure einen Regulierungsauftrag hätten, welche Institution mit einem Regulierungsauftrag geschaffen werden könnten und wer die Initiative hierfür ergreifen müsste – ein Aspekt, auf den der Folgeredner zu sprechen kam.

Die Bedeutung der BürgerInnen als Politik beeinflussende Subjekte verdeutlichte auch Jörg Huffschmid von der Universität Bremen: „Kapitalismus entwickelt sich nicht nur nach den Kräften des Kapitals, sondern nach den Kräften des Kapitals und der politischen Kräfteverhältnisse.“ Auf der Basis einer Analyse der historischen Entwicklung der Finanzinstitutionen und der globalwirtschaftlichen Veränderungen machte Huffschmid die Notwendigkeit, dass die Staaten zu einer kooperativen Wirtschaftspolitik zurückkehren, deutlich. Nötig sei unter anderem eine radikale Demokratisierung der Finanzinstitutionen und die Chance für die so genannten Entwicklungsländer, eine eigenständige und selbst bestimmte Finanzpolitik zu verfolgen. In welche Richtung diese politischen Kräfteverhältnisse tendieren, ob in die Richtung eines gezähmten Kapitalismus mit dem Ziel des sozialen Ausgleichs und Gerechtigkeit, oder in die Gegenrichtung – eines Casinokapitalismus der sozialen Ausbeutung, der Ungerechtigkeit und möglicher Kriege – liege zum einen in den Händen der BürgerInnen und deren Willen auf die Entscheidungen der PolitikerInnen Druck aus zu üben und zum anderen in den Händen der BürgerInnen als Teil des ökonomischen Systems in ihrer Rolle als KonsumentInnen. 

Rohstoffkriege oder alternative Energiesicherheit?

Der vierte Sitzungstag der Sommerakademie wurde vor allem mit Vorträgen und Diskussionen zu energiepolitischen Aspekten bestritten. Andreas Zumach, Journalist und Korrespondent für deutsche, österreichische und schweizerische Medien, verdeutlichte in Anlehnung an das Buch ‚Energieautonomie’ von Hermann Scheer nicht nur die problematischen Konsequenzen der Ausbeutung fossiler Brennstoffe und der Nutzung von Atomenergie, sondern wies auf konkrete Ansätze zur Verbesserung der Problemlösungskapazität hin. Zentral sei zunächst ein umfassendes Bewusstsein dafür, dass fossile Energien endlich sind. Des Weiteren vertritt er die These, dass fossile Energie und Atomenergien vollständig durch nachhaltige Energien ersetzt werden könnten. Erst aus dieser Einsicht heraus werde, so Zumach, zum einen der Stellenwert alternativer Energien deutlich und zum anderen erhielten konkrete Handlungsoptionen eine viel stärkere Bedeutung. Scheer mache in seinem Buch deutlich, dass es nicht ausreiche, auf einen globalen Konsens der Staaten und der Vereinten Nationen zu warten. Es wäre beispielsweise vielmehr sinnvoll, in Anlehnung an die Institution der Internationalen Atomenergiebehörde (IAEO), eine Internationale Behörde für alternative Energien ins Leben zu rufen. Des Weiteren müssten sich die Nichtregierungsorganisationen stärker aus dem alltäglichen Gipfelbetrieb und aus der konsensualen Mitarbeit an deklarativen Umweltbeschlüssen zurückziehen um den Druck auf politische Prozesse von Außen zu verstärken. Parallel zu dem Prozess, verstärkt auf alternative Energien zurückzugreifen, setzten sich die Referenten auch damit auseinander, dass die Nutzung fossiler Brennstoffe und von Atomenergie im globalen Rahmen nicht rückläufig ist. Kritische Entwicklungen seien vor allem im Bereich der Nutzung von Atomenergie zu verzeichnen. So lassen viele Nicht-Atommächte ein eindeutiges Interesse an Atomenergie auch zur nicht-zivilen Nutzung erkennen und auf der anderen Seite sind die offiziellen Atommächte überaus nachlässig darin, die für sie geltenden Regeln und Pflichten, zu erfüllen. Neben der Tatsache, dass vor allem auch die Atommächte ihren Pflichten nachkommen müssten, müssten sich die PolitikerInnen nach Otfried Nassauer, Leiter des Berliner Informationszentrum für Transatlantische Sicherheit (BITS), jedoch bewusst sein, dass „immer ein Restrisiko [bleibt]“ und es „keine absolute Sicherheit [gibt]“. „Kein Staat kann damit alleine umgehen“, so Nassauer, und deswegen sei Kooperation und eine auf einem erweiterten Sicherheitsbegriff basierende Sicherheitspolitik „aus einem Guss“ nötig – hierunter fallen präventives Konfliktmanagement ebenso wie eine asymmetrische Sicherheitspolitik als Antwort auf asymmetrische Risiken.

Zu Beginn der Tagungswoche wurde insbesondere der Nutzen der Verfügbarkeit von Rohstoffen veranschaulicht, d.h. Rohstoffe als Grundlage für Industrialisierung, für wirtschaftliches Wachstum und Wohlstand. Wolf-Christian Paes vom Bonner International Center for Conversion (BICC) öffnete in der Abendveranstaltung jedoch den Blick dafür, was in der Wissenschaft auch als der „Ressourcenfluch“ bezeichnet wird. Er veranschaulichte dies am Beispiel der Förderung von Diamanten in afrikanischen Bürgerkriegsländern. Sind Diamanten in der Hand einer Bürgerkriegspartei, kann diese aus dem Gewinn der Diamantenverkäufe Material für die Fortführung der Gewalthandlungen erwerben, was zur Persistenz des Konflikts in der betreffenden Region beiträgt.

Die Zukunft von Demokratie, Politik und Medien – 

Sozialer Friede und freie Presse im „permanenten Krieg“

Vor allem innerstaatliche Prozesse und Strukturen standen im Zentrum der Vorträge und Diskussionen des fünften Akademietages. Unter der Moderation von Dolores M. Bauer (Journalistin) diskutierten Christoph Sykora von der Gewerkschaft der Privatangestellten (GPA) und Andreas Zumach (Journalist in Genf) über Auswirkungen der ökonomischen Globalisierung auf die Situation der ArbeitnehmerInnen und Gewerkschaften und die Arbeit der Medien. Nach Sykora stellt die Regierungsübernahme durch die schwarz-blaue Koalition im Februar 2000 unter der Kanzlerschaft von Wolfgang Schüssel eine Zäsur für die Sozial- und Wirtschaftspolitik Österreichs dar. Zentrale Momente des Neoliberalismus wurden nach der Regierungsübernahme in konkrete politische Entscheidungen übersetzt. So spiegle sich der neoliberale Diskurs, der durch Schlagworte wie ‚der Staat als Unternehmer’ und ‚mehr Eigenverantwortung den BürgerInnen’ gekennzeichnet sei, beispielsweise in den neuen Regelungen zum Pensionssystem, dem Gesundheitssystem und dem Flächentarifsystem wieder. Diese Reformen haben nach Sykora jedoch verheerende Folgen für den sozialen Frieden innerhalb der österreichischen Gesellschaft.

Ebenfalls von derartigen Veränderungen stark beeinflusst wurde die Arbeit der Medien. Diese haben, so Zumach, „angesichts der Globalisierung versagt“. Darunter versteht Zumach die Tatsache, dass der durch die ökonomische Globalisierung hervorgebrachte neoliberale Diskurs, der die Ohnmacht der Politik gegenüber der ökonomischen Dynamik, die Senkung der Lohnnebenkosten, die Reduktion von Leistungen des Gesundheitssystems, Strukturanpassungsmaßnahmen und Deregulierung sowie den Abbau von Subventionen und Importzöllen usw. zum Inhalt hat, zunächst unwidersprochen und affirmativ in die Berichterstattung der JournalistInnen Eingang gefunden hat. Ein weiteres Problem besteht nach Zumach darin, dass Medien und deren JournalistInnen durch die ökonomische Dynamik selbst unter Druck geraten. Fusionen einzelner medialer Akteure mit größeren Medienkonzernen oder gar unter dem Dach von Rüstungskonzernen, der Wettbewerb mit Privatsendern sowie der Rückgang privater Anzeigen erschweren nach Zumach journalistisches Arbeiten. Dies würde natürlich besonders problematisch, wenn es um die Berichterstattung von Kriegshandlungen ginge. In den vergangenen Jahren ist sei immer wieder zur Selbstzensur der Medien gekommen – das Phänomen des ‚embedded journalism’ des jüngsten Krieges im Irak ist somit nur ein Beispiel für derartige selbst-knebelnde Berichterstattung der Medien über Kriege.

Eine zukunftsfähige Weltpolitik in einer neoliberalen Ökonomie

Unter der Moderation von Christa Hager, Journalistin des Standard online, eruierten die Referenten, Thomas Fues vom Deutschen Institut für Entwicklungspolitik (DIE) und Erich Kitzmüller, Sozialwissenschaftler der Universität Klagenfurt, neben den Problemen, die auf die ökonomische Globalisierung folgen, insbesondere auch mögliche Ansatzpunkte für Auswege. Thomas Fues formulierte zunächst diverse so genannte Megatrends, die die aktuellen Entwicklungen kennzeichnen. So zum Beispiel die sich verschärfende Ungleichheit und Armut, die Entgrenzung der wirtschaftlichen Aktivitäten sowie die fortschreitende Umweltzerstörung. Mögliche Ansätze und Instrumente um diesen Trends zu begegnen, seien bereits vorhanden, müssen jedoch nach Fues verbessert und intensiviert werden. Langfristig sei es notwendig, dass die Industrieländer im Bereich der Produktions- und Verbrauchsmethoden umsteuern, um die ökologische Zerstörung einzudämmen. Im Hinblick auf die wirtschaftliche Entwicklung der Länder des Südens bedürfe es der Stärkung derer Gestaltungsmacht, so zum Beispiel in den Institutionen Weltbank und Welthandelsorganisation. Der Entwicklung innovativer Finanzinstrumente und neuer Instrumente im Bereich der Finanztransfers sowie der Einführung fairer Transportbedingungen komme ebenfalls große Bedeutung zu. Zusammengefasst kann man nach Fues davon sprechen, dass verschiedene neue Formen und Institutionen geschaffen werden müssten, die Macht- und Interessensausgleich und nicht Fixierung von Macht und Interessen bewirken. 

Zum Abschluss der Akademie und in Anknüpfung an die Eingangsüberlegungen der ersten Tagungsbeiträge wurden die Themen ‚Verantwortlichkeit’ und ‚Chancen’ in Verbindung mit Ökonomie und Krieg noch einmal einer eingehenden Analyse unterzogen. Erich Kitzmüller, Sozialwissenschaftler und Honorarprofessor an der Universität Klagenfurt, erkannte in der Haltung des kapitalistisch denkenden Menschen gegenüber Geld, Macht und Besitz eine Form von Suchtverhalten. Dieses identifizierte er als Tiefenstruktur des Unfrieden in einer kapitalistisch organisierten Gesellschaft. Der „normale“ Arbeitnehmer, der dem so genannten „kleinen Geld“ nachjagt und der Vorstandsvorsitzende eines Großkonzerns, der das so genannte „große Geld“ anstrebt – bei beiden handele es sich um die gleiche Ausprägung: einen aus der Sucht nach Geld, Besitz und Macht getriebenen Menschen. Da dieses Phänomen jedoch dem ökonomischen System immanent sei, könne die Lösung nur außerhalb des Systems liegen. Hier kommen Verantwortung und Handlungsbereitschaft der PolitikerInnen und BürgerInnen zum tragen. Voraussetzung hierfür sei jedoch auch, so Kitzmüller, dass die BürgerInnen und PolitikerInnen zunächst selbst den Fetischcharakter des Geldes erkennen würden. Erst dann gewännen sie einen klaren Blick auf Probleme und Herausforderungen und könnten im Rahmen politischen Engagements Einfluss auf politische Entscheidungen ausüben. 

Friedensgottesdienst

Der Friedensgottesdienst, der inzwischen fester Bestandteil der Sommerakademie geworden ist, wurde in diesem Jahr von Michael Bünker, Oberkirchenrat der evangelischen Kirche AB und Honorarprofessor geleitet und wurde in Kooperation mit der Betriebsseelsorge St. Pölten organisiert. Der Leitgedanke des Gottesdienstes, der von mehr sechzig TeilnehmerInnen in der Kapelle der Burg besucht wurde, lautete „Hand in Hand, damit uns Tage der Gnade zuteil werden“. Hierbei handelt es sich um ein Zitat von Milton Schwantes, einem bekannten Befreiungstheologen der evangelischen Kirche. Das Zitat weist nach Bünker unter anderem darauf hin, dass vor allem durch die Solidarität der Menschen untereinander Dinge bewegt, Probleme gelöst und Religion gelebt werden könne.

Workshops

Die verschiedenen Facetten der Verquickung von Ökonomie und Krieg vertieften die TeilnehmerInnen in den verschiedenen, nach mittags statt findenden, Workshops. Im Rahmen dieser 10 Foren wurden private militärische Unternehmen (Leitung: Werner Ruf, Universität Kassel) und das Verhältnis von Krieg und Medien (Leitung: Jörg Becker, Medientheoretiker aus Solingen) thematisiert. Des Weiteren kamen die Beziehung zwischen transnationalen Unternehmen und zivilgesellschaftlichen Akteuren (Leitung: Bernhard Mark-Ungericht, Universität Graz) sowie ‚Krieg im kybernetischen Raum’ (Leitung: Ronald Tuschl, EPU) zur Sprache. Einem Workshop zur Europäischen Rüstungsindustrie saß Peter Strutynski von der Universität Kassel vor und Hildegard Goss-Mayr vom Internationalen Versöhnungsbund führte die TeilnehmerInnen in gewaltlose Konfliktlösungsstrategien ein. Neben diesen leitete Dietrich Fischer (EPU) einen Workshops zu ‚Friedensökonomie“ und Hans Holzinger (Jungk Bibliothek für Zukunftsfragen) und Angela Riedmann (Klimabündnis Österreich) bearbeiteten im Rahmen einer „Zukunftswerkstatt“ mit den TeilnehmerInnen die Fragen „Wohlstand für alle? Eine Welt ohne Krieg?“. Christine Bauer-Jelinek bearbeitete in ihrer Gruppe das Thema „Krieg in der Wirtschaft“ und erläuterte dabei Überlebensstrategien für den Kampf am Arbeitsplatz. Schließlich hatten die TeilnehmerInnen die Option, im Rahmen des Integrativworkshops unter der Leitung von Peter Steyrer (Grüner Klub) die Vormittagsreferate vertiefend mit den ReferentInnen zu diskutieren.

Neben dem akademischen Programm konnten die TeilnehmerInnen einem „Filmabend zur Weltunordnung von Ökonomie und Krieg“ beiwohnen und sich beim Grillabend und beim Großen Burgfest zu Musik von Jayasri (Österreichischer Weltmusikpreis 2003) aus Sri Lanka kennen lernen, tanzen und gemeinsam feiern.

Die Dokumentation der Akademie „Die Weltunordnung von Ökonomie und Krieg“ wird ab Herbst unter aspr.vie@aspr.ac.at bestellbar sein und vereinigt alle Vorträge in schriftlicher Form. 

Die 23. Internationale Sommerakademie wird von 9. – 14. Juli 2006 in Stadtschlaining stattfinden. Informationen zur nächsten Akademie finden Sie ab Ende Dezember 2005 unter http://www.aspr.ac.at/sak2006.htm
Fotos von Susanne Fischer, Georg Leitner und Alois Reisenbichler

Am 3. August 2005 wurde im ORF-Radio auf Österreich 1 um 21.01 in der Sendung „Salzburger Nachtstudio“ eine 58-minütige Sendung über die 22. Internationale Sommerakademie in Schlaining ausgestrahlt. 

Die Sendung „Die neue Welt-Unordnung. Wie mit Ökonomie und Krieg Geopolitik gemacht wird“ wurde von Mag. Johannes Kaup (ORF Religion, Wissenschaft und Bildung) gestaltet. 

Die Sendung ist im ORF-Shop bestellbar:
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ORF Audioservice, Argentinierstraße 30 a, A – 1041 Wien, e-Mail: audioservice@orf.at
� Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Österreichischen Studienzentrum für Frieden und Konfliktlösung (ÖSFK), Burg Schlaining, Wien. Koordinator der Internationalen Sommerakademien.


� Wissenschaftliche Assistenz im Rahmen des ÖSFK-Projektes über eine Europäische Alternative Sicherheitsstrategie (EASS).


� Das Programm ist unter http://www.aspr.ac.at/sak2005.htm einsehbar.


� Nachles- und hörbare Medienberichte zur Sommerakademie 2005 erschienen unter anderem online im „Standard“ unter http://derstandard.at/?url=/?ressort=schlaining und im ORF-Radiosender Österreich 1 (Salzburger Nachtstudio vom 03.08.2005) unter http://www.oe1.orf.at. Des Weiteren wird am 12.10.2005 ein Bericht im Rahmen einer TV-Sendung auf Bayern Alpha ausgestrahlt. Ein Pressespiegel regionaler und überregionaler Zeitungen findet sich in diesem Heft.
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